
Pür das Nachschlagewerk! 
Für die Sammlung!
Pur die Fachpresse!

Ja
Ja
Ja

2 *t. Nov. 1956

Gesetz: § 611 BGB; § 91 a ZPO; § 61 Abs.1 Satz 2 ArbGG.
Leitsätze?

Mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses finden 
die hierdurch begründeten beiderseitigen Rechte und 
Pflichten für die Zukunft grundsätzlich ihr Ende; 
eine Nachwirkung kann nur in einem sehr begrenzten 
Umfang in Betracht 'kommen.

Aktenzeichen? 2 AZR 345/56 
Urteil des BAG vom 24.November 1956 LAG Köln

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'2_AZJL345/56 
1 2a 8a 90/56 (Köln)
Jrteilstenor den 
Prozeßbevollmächt igten 
fler Parteien zugestellt 
p,m 24.November 1956
geZoV.reinr:Lcn3 
~egierungsSekretär 

el s Urkund s b e amt e r 
ier Geschäftsstelle

bn Namen des Volke!?1
Urteil
In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sirzung vom 22, November 1956 durch den Senatspräsi- 
deuten Dr, Müller und die Bundesrichter Dr, Berger 
und Professor Br,Pr, Boldt sowie die Bundesarbeitsrich­
ter Josef Hense und Lorenz Höcker gemäß § 128 Abs,2 
ZPO für Recht erkannt?

Bie Revision der Kläger gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Büsseldorf,
2, Kammer Köln, vom Ho Juni 1956 - 2a 
• Sa 90/56 - wird auf ihre Kosten zurückge­
wiesen.
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Tatbestands

Die Kläger machen gegen die Beklagte eine Borderung 
von 108,—  DM geltend, die der frühere Arbeitgeber der Be­
klagten gegen diese wegen Erstattung von Anwaltskosten zu 
haben glaubt» Die Beklagte hatte, nachdem sie auf Grund 
eines gerichtlichen Vergleichs vom 24. Juni 1955 am 30» 
Juni 1955 aus den Diensten ihres Arbeitgebers ausgeschie­
den war, gegen ihn durch ihren Anwalt mit einem Schrei- 
ben vom 19. August 1955 Schadenersatzansprüche auf Grund 
des früheren Arbeitsvertrages geltend gemacht, diese aber 
nicht weiter verfolgt, nachdem sich der Arbeitgeber an 
die Kläger gewandt hatte und diese die Ansprüche der Be­
klagten als unbegründet abgelehnt hatten. Seinen angebli­
chen Anspruch gegen die beklagte auf Erstattung der durch 
die Beauftragung der Kläger entstandenen Kosten hat der 
Arbeitgeber an die Kläger abgetreten. Das Arbeitsgericht, 
an das die zunächst vor dem Amtsgericht erhobene Klage 
auf Antrag der Kläger wegen sachlicher Unzuständigkeit 
des Amtsgerichts verwiesen worden ist, und das Landesar­
beitsgericht haben die Klage abgewiesen. Mit der Revision 
verfolgen die Kläger ihre Ansprüche weiter, während die 
Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründet 

Die Revision ist nicht begründet.
Das Landesarbeitsgericht hat zur Begründung der Kla­

geabweisung im wesentlichen ausgeführt, es könne zweifel­
haft sein, ob nach den unstreitigen Tatsachen ein Anspruch 
auf Erstattung der Kosten der Anwaltsberatung aus positi­
ver Vertragsverletzung oder aus anderen bürgerlich-rechtli­
chen Gesichtspunkten begründet sei und ob er in der von den 
Klägern geltend gemachten Höhe zu Recht bestände. Hierauf 
komme es nicht an, weil sich der Grundsatz des § 61 Abs.1 
Satz 2 ArbGG über die Hichterstattung von Anwaltskosten 
nach seinem klaren Wortlaut und Willen nicht nur auf im 
Prozeß entstandene Kosten beziehe, sondern auch auf außer-
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131prozessuale Anwaltskosten.
Bern Urteil des Landesarbeitsgerichts ist im Er­

gebnis zuzustimmen. Die Klage ist unbegründet, weil 
den Klägern ein materiell-rechtlicher Anspruch auf 'Er­
stattung der fraglichen Kosten überhaupt nicht zusteht.

Die Kläger stützen ihren Anspruch auf positive Ver­
tragsverletzung seitens der Beklagten, die sie darin er­
blicken, daß sie nach dem zwischen ihr und ihrem Arbeit­
geber bestehenden Vertrag die vertragliche Hebenpflicht 
gehabt habe, alle durch ihre Person möglicherweise ent­
stehenden Schäden von ihrem Arbeitgeber abzuwenden.
Lurch eine in den Hahmen ihres Vertrages fallende.fal­
sche Rechtsbehauptung habe sie ihren Arbeitgeber veran­
laßt, daß dieser sich zu einer mit Kosten verbundenen (") 
Rechtsberatung habe begeben müssen. Lie Beklagte habe 
auch fahrlässig gehandelt; hätte sie sich rechtzeitig 
an zuständiger Stelle unterrichtet, so hätte sie selbst 
feststellen müssen, daß der von ihr behauptete Schaden 
nicht eingetreten sei.

Eine positive Vertragsverletzung und eine sich 
daraus ergebende Schadenersatzpflicht der Beklagten 
liegen jedoch nicht vor. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob eine so weitgehende Pflicht des Arbeitnehmers, wie 
sie die Kläger als gegeben ansehen, während der Dauer 
eines Arbeitsverhältnisses überhaupt besteht; sie kann 
jedenfalls dann nicht in Betracht kommen, wenn die Lei- ... 
tendmaehung des Anspruchs auf ein Verhalten des Arbeit- y 
nehmers gestützt wird, nachdem dieser aus den Diensten 
des Arbeitgebers ausgeschieden ist. Mit der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses haben nämlich die hierdurch be­
gründeten beiderseitigen Rechte und Pflichten für die 
Zukunft grundsätzlich ihr Ende gefunden {Hueck-Nipper- 
dey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 3.*-5.Aufl., Band I,
So392). Eine Nachwirkung von Rechten und Pflichten aus 
einem beendeten Arbeitsvertrag besteht nur in einem sehr 
begrenzten Umfang. Sie bezieht sich auf Seiten des Arbeit­
gebers im wesentlichen auf die Pflicht zur Ausstellung 
eines Zeugnisses und zur Auskunftserteilung, sowie in
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gewissem Umfang auf das Verbot, mit einem anderen Arbeit­
geber Vereinbarungen zu schließen, durch die das Fortkom­
men des Arbeitnehmers unmittelbar gehindert würde (vgl»
§ 75 f HGB), gegebenenfalls auch auf die Zahlung Ton Be­
zügen über den Ablauf des Arbeitsvertrages hinaus oder 
auf die Gewährung von Ruhegeld und Hinterbliebenenversor­
gung» Auf Seiten des Arbeitnehmers kann die Nachwirkung 
hauptsächlich bestehen in der Pflicht zur Geheimhaltung 
von Betriebsgeheimnissen und unter besonderen Vorausset­
zungen in der Verpflichtung, kein ähnliches Arbeitsver­
hältnis mit einem anderen Arbeitgeber einzugehen (vgl. 
u»a» Hueck-Nipperdey, aaO, S.392; Schnorr v„Carolsfeld, 
Arbeitsrecht, 2»Aufl», S.400 ff.)* Eine weitergehende 
Nachwirkung des Arbeitsverhältnisses ist hingegen in der 
Regel nicht anzuerkennen» Insbesondere kann in der nach­
träglichen Geltendmachung von wenn auch gegebenenfalls 
unbegründeten Ansprüchen des Arbeitnehmers gegen den frü­
heren Arbeitgeber zum mindesten dann kein Verstoß gegen 
eine nachwirkende Ireupflicht erblickt werden, wenn zwi­
schen den Parteien keine andere nachwirkendäiRechtsbe­
ziehungen - ZoB» auf Gewährung von Ruhegeld - mehr beste­
hen» Eine andere Auffassung würde dazu führen, daß die 
Parteien des Arbeitsverhältnisses auch nach Lösung aller 
sonstigen Beziehungen weiterhin personenrechtliche Bindun­
gen zueinander hätten« Las aber ist unhaltbar; es würde 
bedeuten, daß die früheren Partner niemals voneinander 
loskommen könnten, nui weil einmal ein Arbeitsverhältnis 
zwischen ihnen bestand» Auf eine Verletzung des Arbeits~ 
Vertrages, der vor Geltendmachung der Forderung zwischen 
der Beklagten und dem Arbeitgeber bestanden hat, können 
sich die Kläger also nicht berufen.

' Die von den Klägern geltend gemachte Forderung kann 
auch nicht auf andere Ansprucasgrundlagen gestützt werden. 
Insbesondere gibt der Sachverhalt keinen Anhalt für das 
Vorliegen einer unerlaubten Handlung seitens der Beklag­
ten. Die Voraussetzungen des § 823 Abs.1 BGB sind nicht 
gegeben, weil Schädigungen des Vermögens von dieser Vor­
schrift nicht erfaßt werden; auch ein Verstoß gegen 
§§ 823 Abs.2, 824 oder 826 BGB liegt ersichtlich nicht
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vor, zum mindesten ist dahingehend nichts vorgetragen,,
Der von den Klägern geltend gemachte Anspruch ist 

somit materiell unbegründet. Hieran ändert auch nichts, 
daß, wie das Landesarbeitsgericht ausführt, die Parteien 
nach ihrem Vortrag in der letzten mündlichen Verhandlung 
im Grundsatz nicht mehr darüber streiten wollen, ob der 
geltend gemachte Anspruch aus positiver Vertragsverlet­
zung oder aus einem anderen bürgerlich-rechtlichen Ge­
sichtspunkt begründet ist. Eine Anerkenntnis des mate­
riellen Anspruchs seitens der Beklagten kann in einem sol­
chen Verhalten der Parteien nicht erblickt werden.
Das Gericht trifft seine Entscheidung auf Grund der An­
wendung des objektiven Hechts auf den ihm vorgelegten 
Sachverhalt und auf Grund der Prüfung, ob der zur Ent­
scheidung stehende Pall von einer Rechtsnorm erfaßt und 
durch sie geregelt ist oder nicht (Rosenberg, Lehrbuch 
des deutschen Zivilprozeßrechts, T.Aufl., S°613)° Er­
gibt die Prüfung, daß es an einer materiellen Grundlage 
für den Klageanspruch fehlt, so muß die Klage abgewiesen 
werden, ohne daß es einer Prüfung bedarf, ob die Geltend­
machung des Anspruchs, wenn er materiell-rechtlich be­
gründet wäre, sodann auf Grund prozeßrechtlicher Sonder­
bestimmungen ausgeschlossen ist. Auf die Präge, ob die 
Abweisung der Klage sich -auch aus § 61 ArbGG rechtfer­
tigt, kommt es somit nicht an.

Die Kläger stützen ihren Anspruch weiter auf § 91a 
ZPO, den sie analog angewendet wissen wollen. Diese Be­
stimmung bezieht sich jedoch ihrem klaren Wortlaut nach 
nur auf die Kostenentscheidung für den Pall, daß die Par­
teien einen schweb enden Rechtsstreit in der Hauptsache 
für erledigt erklärt haben. Ein solcher Pall liegt hier 
nicht vor. Für eine analoge Anwendung dieser Bestimmung 
auf die- Erledigung von Streitigkeiten, wenn überhaupt 
kein Rechtsstreit anhängig ist, bietet die Bestimmung 
keinen Baum| sie ist bei ihrem eindeutig umschriebenen 
Anwendungsgebiet rein prozeßrechtlicher Natur. Es bedarf
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daher auch keiner Prüfung, ob nicht einer Anwendung 
des § 91a- ZPO die Bestimmung des § 61 ArbGG- entge­
genstehen würde»

gez. Dr„Müller Dr.Berger ■ Dr.Boldt

Hense Höcker
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